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Diskussion 

Chancen und Probleme der tarifpolitischen 
Gestaltung betrieblicher Weiterbildung  

1. Relevanz und Verbreitung tariflicher 
Qualifizierungsregelungen 
Qualifizierung wurde in den letzten Jah

ren vermehrt zu einem Thema der Tarif

politik. Hierfür gibt es diverse Gründe. 

Ein erster Grund ist die zunehmende 

Bedeutung beruflicher Weiterbildung bei 

der Bewältigung des wirtschaftlichen 

Wandels, der Sicherung der Beschäfti

gungsfähigkeit der Arbeitnehmer sowie 

der Verbesserung der beruflichen Ent

wicklungs  und nicht zuletzt der Ver

dienstchancen. Angesichts des Um

stands, dass eine qualifizierte Erstausbil

dung hierfür immer weniger ausreichend 

erscheint, liegt es nahe, dass sich die 

Gewerkschaften verstärkt um die beruf

liche Weiterbildung kümmern, zumal 

diese sich bisher weitgehend außerhalb 

ihres Einflusses vollzieht und einschlägi

ge Studien regelmäßig erhebliche Defizi

te zutage fördern (Baethge/Baethge

Kinsky 2003; Moraal, 2009). Auch orga

nisationspolitische Überlegungen, durch 

die Erschließung der „Ressource Bil

dung“ das bisher vorherrschende, der 

klassischen Kernklientel entsprechende 

Konzept der Verteilungsgerechtigkeit um 

Fragen der Teilhabe und 

Chancengerechtigkeit zu erweitern, 

spielen eine Rolle. Dadurch soll zur Mo

dernisierung der Gewerkschaften beige

tragen sowie die Ansprache bisher nicht 

erreichter Arbeitnehmergruppen erleich

tert werden (Kreft 2006, S. 112; Frerichs 

et al. 2004; IG Metall 2001; ver.di 2004; 

ver.di/IG Metall 2005; Urban 2005). …  

Die tarifpolitische Qualifizierungsof

fensive der Gewerkschaften war durch

aus erfolgreich. Trotz anhaltender Skep

sis eines Großteils der Arbeitgeber (Dick 

2006) gelang es ihnen, eine Serie neuer 

Tarifabkommen abzuschließen und dies 

nicht nur wie bisher in kleinen, sondern 

auch in großen Branchen, etwa der 

Chemischen Industrie (2003), der M+E

Industrie (2001 und 2006), im Öffentli

chen Dienst (2005/2006) und im Versi

cherungsgewerbe (2007). Daneben gibt 

es eine zunehmende Zahl von Betriebs

vereinbarungen und auch haustariflichen 

Regelungen (Busse/Heidemann 2005; 

Heidemann 2010). Die zur Jahrtausend

wende noch zutreffende Diagnose, wo

nach die betriebliche Weiterbildung ein 

weitgehend unreguliertes Feld sei (Dobi

schat/Seifert 2001, S.99), trifft insofern 

nur noch bedingt zu.  

Gleichwohl stellt sich die Frage, ob 

man tarifpolitisch in der betrieblichen 

Weiterbildung wirklich etwas bewegen 

kann. Sind Tarifverträge angesichts rück

läufiger Tarifbindung noch das geeignete 

Instrument, um in die Breite zu wirken? 

Lassen sich die von den Gewerkschaften 

beklagten Defizite in der Bedarfsermitt

lung, im Umfang, in der sozialen Selekti

vität der Weiterbildungsteilnahme, in der 

Qualität und Passgenauigkeit der Maß

nahmen oder in der Dokumentation und 

Transferierbarkeit formell wie informell 

erworbener Kompetenzen beheben? 

Und lassen sich organisationspolitisch 

Erfolge erzielen, bisher schwer erreich

bare Beschäftigte gewinnen und das ge

werkschaftliche Profil schärfen? 

Einfache Antworten auf diese Frage 

gibt es nicht. Hinsichtlich der Tarifbin

dung der Betriebe und Beschäftigten und 

damit der grundsätzlichen Wirkungs

mächtigkeit von Tarifabkommen zeigen 

sich bekanntlich erheblich Unterschiede. 

Während im öffentlichen Dienst (ÖD) 

nach wie vor annährend 100 Prozent der 
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Beschäftigten in tarifgebundenen Ein

richtungen tätig sind, liegt die Quote in 

der Informations  und Kommunikati

onsbranche unter 30 Prozent. Daneben 

differiert die Tarifbindung stark zwi

schen Ost  und Westdeutschland. Wel

che Effekte tarifliche Qualifizierungsab

kommen haben, hängt zudem stark von 

der Art der tariflichen Regulierung ab. 

Ein Standardmodell gibt es nicht. Viel

mehr existiert ein breites Spektrum von 

Regulierungsansätzen, die auf unter

schiedliche Risiken und die damit ver

bundenen Qualifizierungsnotwendigkei

ten zielen, etwa beim Übergang vom 

Ausbildungs  in das Beschäftigungssys

tem (bruchloser Übergang, ausbildungs

adäquater Einsatz), bei betrieblichen Än

derungen und Umstrukturierungen (An

passungs  und Neuqualifizierung) oder 

bei gewollter oder ungewollter Unterbre

chung der Erwerbstätigkeit (Wiederein

gliederungs  bzw. Aktualisierungsqualifi

zierung) (Bispinck 2000; Bahnmüller 

2009). In einigen Branchen gibt es 

Fondslösungen zur Finanzierung und 

Steuerung der Qualifizierungsaktivitäten 

(T+B Industrie, Baugewerbe, Land  und 

Forstwirtschaft, Feinstblechindustrie), 

meist folgen die Abkommen jedoch ei

ner betriebswirtschaftlichen Logik.  

Ein zeitlich quantifizierter Weiterbil

dungsanspruch für alle Beschäftigten, die 

Kernforderung der Gewerkschaften, e

xistiert bisher lediglich in einigen kleinen 

Branchen (z. B. Gerüstbau, Buchhandel, 

Land  und Forstwirtschaft) und in ein

zelnen Unternehmen (Sanders 2006; 

Heidemann 2010). Wo es ihn gibt, ist er 

meist auf bestimmte Berufsgruppen oder 

einen kleinen Anteil der Belegschaft ein

gegrenzt (z. B. in der T+B Industrie auf 

2 Prozent der Belegschaft, in Kranken

häusern auf Ärzte, in Kommunen auf 

Erziehungsberufe). Auch Lernzeitkonten 

haben bisher wenig Verbreitung gefun

den.(2) 

Quantitativ erheblich bedeutsamer 

sind Tarifabkommen, die weder Freistel

lung noch Finanzierung in den Mittel

punkt stellen, sondern den Anspruch der 

Beschäftigten auf ein jährliches Qualifi

zierungsgespräch, in dessen Rahmen zu 

klären ist, ob und welcher Qualifizie

rungsbedarf besteht. Entsprechende Ab

kommen, die in ihrer konkreten Aus

gestaltung von Branche zu Branche et

was variieren, in ihrem Kern jedoch ver

gleichbar sind, gibt es mittlerweile in der 

M+E Industrie, im ÖD und in der Ver

sicherungswirtschaft. Sie gelten für 

knapp 4,6 Mio. Arbeitnehmer. Kein an

derer Typ tariflicher Qualifizierungsver

einbarungen betrifft so viele Betriebe 

und Beschäftigte.  

2. Betriebliche Umgangsweise und Effekte 
Umso wichtiger sind daher die Effekte 

solcher Tarifregelungen. Evaluiert ist die 

Umsetzung des Qualifizierungstarifver

trags in der M+E Industrie Baden

Württembergs als Folie der bundeswei

ten Branchenregelung im Jahr 2006 

(Bahnmüller/Fischbach 2006) und jene 

im ÖD (Bahnmüller/Hoppe 2011). Für 

die Versicherungswirtschaft ist bislang 

nichts bekannt. Fasst man die vorliegen

den Befunde zur betrieblichen Umset

zung und den Wirkungen der Tarifrege

lungen in einem Satz zusammen, muss 

konstatiert werden: Sie hatten betrieblich 

nur wenig Resonanz und die Wirkungen 

sind  trotz der teilweise erheblichen Va

riation in den Effekten zwischen der 

M+E Industrie und dem ÖD infolge un

terschiedlicher Tariftraditionen sowie 

branchenspezifischer Bedingungen und 

Kulturen  bisher eher bescheiden.  

Für den ÖD lässt sich konstatieren, 

dass die Qualifizierungsbestimmungen 

für die Mehrheit der Verwaltungen kein 

Thema waren (Personalräte, nachfolgend 

PR 55 Prozent, Personalmanager, nach

folgend PM 59 Prozent) und dort, wo sie 
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diskutiert wurden, häufig kein Hand

lungsbedarf gesehen wurde, da die be

triebliche Weiterbildungspraxis nach 

Auffassung der Betriebsparteien den An

forderungen des Tarifvertrags entspricht 

(PR 17 Prozent, PM 22 Prozent). Ledig

lich ein knappes Viertel aller Verwaltun

gen nahm sie zum Anlass für Aktivitäten 

wie etwa die betriebliche Weiterbil

dungspraxis zu überprüfen, ein betriebli

ches Umsetzungskonzept zu erarbeiten 

oder die Belegschaft über die Regelungen 

zu informieren (was angesichts ihres aus

gesprochen geringen Bekanntheitsgrads 

jedoch dringend geboten scheint). Zur 

Einrichtung oder Aktivierung einer pari

tätischen Arbeits  oder Projektgruppe 

aus Arbeitgeber und Personalrat kam es 

ebenfalls nur bei wenigen. Analoges gilt 

für Weiterbildungsausschüsse in Perso

nalratsgremien. Neue Dienstvereinba

rungen im Kontext von § 5 TVöD wur

den in weniger als 10 Prozent der Ver

waltungen abgeschlossen.  

In der M+E Industrie Baden Würt

tembergs hat sich ein größerer Anteil 

von Betrieben mit dem Qualifizierungs

tarifvertrag befasst und es werden auch 

häufiger Wirkungen registriert. Knapp 

die Hälfte der Betriebsräte und ca. ein 

Drittel der Manager berichten etwa dar

über, dass Qualifizierungsgespräche 

erstmals durchgeführt bzw. auf bisher 

nicht einbezogene Beschäftigtengruppen 

ausgeweitet wurden. 56 Prozent der Ma

nager (Betriebsräte, nachfolgend BR 49 

Prozent) stimmen dem Statement zu, die 

Instrumente der Bedarfsermittlung wur

den neu entwickelt bzw. optimiert. Eine 

Verbesserung bei der Dokumentation 

der Weiterbildungsteilnahme sowie eine 

höhere Transparenz des Weiterbildungs

geschehens bestätigen ähnlich viele. Ins

gesamt konstatieren zwischen einem 

Drittel und etwa 60 Prozent der Befrag

ten Effekte der einen oder anderen Art, 

darunter auch nicht intendierte wie etwa 

eine Zunahme von Bürokratie bzw. ei

nen Verlust an Flexibilität. Die Betriebs

parteien des ÖD registrieren dagegen er

heblich seltener Wirkungen. Über die 

abgefragten Dimensionen hinweg liegt 

der Anteil maximal bei 20 Prozent, in der 

Regel deutlich darunter. Bemerkenswert 

für den ÖD ist zudem die Homogenität 

der Angaben von Personalräten und Ma

nagern. Die Unterschiede sind sehr ge

ring. Lediglich in der Einschätzung eines 

gesteigerten Engagements des Personal

rats für das Thema Weiterbildung gehen 

die Fremd  und die Selbsteinschätzungen 

auseinander (was für die Akteure der 

M+E Industrie ebenfalls zutrifft). Die 

Beurteilungen in der M+E Industrie 

scheinen dagegen teilweise interessenge

leiteter zu sein: Betriebsräte geben bei 

Sensibilisierungseffekten, der Verbrei

tung von Qualifizierungsgesprächen und 

der Stimulierung des Weiterbildungsan

gebots positivere Voten ab, Manager sig

nalisieren bei den problematischen bzw. 

nicht intendierten Nebenwirkungen häu

figer Zustimmung. 

Betrachtet man summarisch die von 

den Tarifregelungen ausgehenden Impul

se, fallen drei Aspekte ins Auge. Erstens 

werden sie in beiden Branchen von ei

nem Großteil als schwach bis nicht vor

handen eingestuft. In der M+E Industrie 

kommen 59 Prozent der Manager und 41 

Prozent der Betriebsräte zu diesem 

Schluss, im ÖD sind es 68 Prozent der 

Manager und nicht weniger als 78 Pro

zent der Personalräte. Dies impliziert 

zweitens, dass die Betriebsparteien des 

ÖD die Impulswirkungen noch deutlich 

geringer veranschlagen als jene der 

M+E Industrie. Drittens gibt es markan

te Unterschiede zwischen den Bewertun

gen der Betriebsräte der M+E Industrie 

und jenen der Personalräte des ÖD. Die 

Arbeitnehmervertreter der M+E Indu

strie sprechen den Tarifregelungen nicht 

nur häufiger konkrete Effekte, sondern 
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auch pauschal eine stärkere Impulswir

kung zu als die Personalräte des ÖD. 

Lediglich 19 Prozent der Personalräte 

sehen „sehr starke“, „starke“ oder zu

mindest „gewisse Impulse“, Betriebsräte 

der M+E Industrie tun dies dreimal so 

häufig (59 Prozent).  

Die Gesamtbewertung fällt entspre

chend verhalten aus. Die meiste Zu

stimmung erhält das Statement, die tarif

lichen Qualifizierungsregelungen seien 

„gut gemeint“, hätten jedoch „wenig 

Einfluss auf die betriebliche Weiterbil

dungspraxis“. Ihm schließen sich 71 

Prozent der Personalmanager der M+E

Industrie, 76 Prozent des ÖD und 80 

Prozent der Personalräte an. Die Bewer

tung der Betriebsräte der M+E Industrie 

weicht davon deutlich ab. Von ihnen 

stimmt „nur“ knapp die Hälfte dieser 

Aussage zu, während die andere Hälfte 

die betriebliche Weiterbildung (stark) 

verbessert sieht. Scharfe Kritiker der Ta

rifregelungen sind sowohl bei Managern 

als auch bei Betriebs /Personalräten bei

der Branchen selten. Der Anteil jener, 

welche die Tarifregelungen für „unnötig“ 

und „eher behindernd als fördernd“ hal

ten, ist marginal.  

3. Schlussfolgerungen 
Als gewerkschaftlicher Erfolg ist zu

nächst zu verbuchen, dass mit den für 

die M+E Industrie, den ÖD und auch 

die Versicherungswirtschaft geltenden 

Bestimmungen erstmals in großen Bran

chen eine tarifliche Regulierung von 

Weiterbildung durchgesetzt wurde, was 

angesichts der anhaltenden Skepsis kei

neswegs selbstverständlich ist. Dass die 

Zuständigkeit für Qualität und Entwick

lung der beruflichen und betrieblichen 

Weiterbildung nicht nur auf Seiten ein

zelner Unternehmen und Verwaltungen, 

sondern auch bei den Tarifparteien liegt, 

ist damit konsensfähig. Ein Einstieg ist 

erfolgt, der Anspruch auf ein Qualifizie

rungsgespräch existiert, die Beteili

gungsmöglichkeiten sind ausgeweitet. 

Beschäftigte haben das Recht, ihren 

Qualifizierungsbedarf anzumelden und 

in den betrieblichen Planungs  und Ent

scheidungsprozess einzubringen. Zudem 

wurden, was in Anbetracht der Tendenz 

zur Privatisierung von Weiterbildungs

kosten hoch zu schätzen ist, Marksteine 

gesetzt, nach welchen Prinzipien eine Ei

genbeteiligung erfolgen kann.  

Die Regelungen der drei Branchen 

haben primär Verbesserungen in der Be

darfsermittlung und die Sicherung von 

Beteiligungschancen der Beschäftigten 

im Visier. Weder der § 5 TVöD noch die 

Qualifizierungstarifverträge in der M+E

Industrie oder des Versicherungsgewer

bes sind aber darauf ausgerichtet, die 

Weiterbildungsteilnahme auszuweiten, 

die Budgets zu erhöhen und zu versteti

gen oder die soziale Selektivität zu redu

zieren. Wollen die Gewerkschaften indes 

solche von ihnen zu Recht reklamierten 

Defizite beheben und sich tatsächlich als 

einflussstarker Akteur in der Weiterbil

dung etablieren, kann es mit den bisheri

gen Regelungen nicht getan sein. 

Die Frage für Gewerkschaften, wie 

sich der Wirkungsgrad tariflicher Qualifi

zierungsregelungen erhöhen lässt, bleibt 

daher weiter aktuell. Auf die Kernforde

rung nach einem Recht auf Weiterbil

dung sollte nicht verzichtet werden, wohl 

wissend, dass sie schwer durchzusetzen 

sein wird, da hier klassische Verteilungs

fragen von Zeit und Geld im Spiel sind. 

Als von anderen Themen und Regulie

rungsfeldern abgetrennte, somit eigen

ständige Forderungen sind Qualifizie

rungstarifverträge mit einem auch zeit

lich quantifizierten Anspruch auf Wei

terbildung wenig chancenreich. Dazu ist 

die tarifpolitische Großwetterlage zu un

günstig und die Verankerung bei den 

mobilisierungsfähigen Gruppen nach wie 

vor zu schwach. Qualifizierung war bis
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her schon ein Huckepackthema von Ta

rif  und Betriebspolitik und wird es vor

läufig auch bleiben, etwa als Komponen

te betrieblicher Reorganisationsprojekte, 

im Kontext der Bewältigung des demo

grafischen Wandels oder der Beschäfti

gungssicherung, als Element in der 

(Leistungs ) Entlohnung oder des Ge

sundheitsschutzes.  

Diese Querschnittsfunktion, die das 

Thema in sich trägt und die ihm eigent

lich förderlich sein sollte, wird jedoch 

dadurch beeinträchtig, dass es betrieblich 

wie tarifpolitisch in einer „Spezialisten

ecke“ diskutiert und bearbeitet wird und 

Querbezüge zu anderen Themen  und 

Politikfeldern oft nicht klar genug erör

tert sind. Es mangelt an Vermittlung, 

Durchdringung und Integration  mithin 

an einer kohärenten mittelfristigen tarif

politischen Strategie mit Qualifizierung 

als Komponente, auf der sich betriebs

politisch aufbauen ließe. Wie sollen Ent

lohnung, Arbeitszeit, gestaltung und Wei

terbildung tarifpolitisch zusammenspie

len? Welche Anreizwirkungen gehen vom 

Entgeltsystem auf die Qualifizierung aus? 

Soll Arbeitszeitpolitik auch eine Qualifi

zierungskomponente haben (z. B. Lern

zeitkonten)? In welchem Verhältnis steht 

die Forderung nach Demografietarifver

trägen zu jener nach Qualifizierungsta

rifverträgen? Wie wird die Debatte um 

das Leistungsentgelt mit jener um Quali

fizierung verbunden? Erst wenn solche 

Fragen beantwortet sind, lässt sich eine 

betriebspolitische Weiterbildungsstrategie 

begründen, die mehr wäre als die Additi

on eines weiteren Handlungsfeldes.  

Intensiver nachgedacht werden müsste 

u. E. auch über Möglichkeiten, die bis

lang dominante einzelbetriebliche Per

spektive von Weiterbildung zu überwin

den. Dies gilt für die Bedarfsermittlung 

ebenso wie für die Finanzierung. Was 

arbeitgeber  wie beschäftigtenseitig an 

Qualifizierungsbedarf thematisiert wird, 

bleibt aktuell oder perspektivisch auf das 

eigene Unternehmen begrenzt. Über

schreiten Beschäftigte diese Perspektive, 

wollen sie sich in eine Richtung oder auf 

ein Niveau qualifizieren, für das es aus 

der jeweiligen Unternehmenssicht keine 

Notwendigkeit gibt, mutiert der ange

meldete Qualifizierungsbedarf zu einem 

„persönlichen“ und wird entsprechend 

behandelt: als Privatsache, für deren Ko

sten Beschäftigte selbst aufzukommen 

haben. Jenseits des Einzelbetriebes wird 

der Qualifizierungsbedarf somit indivi

dualisiert und privatisiert. Ein sektoraler 

oder gar ein gesellschaftlicher Bedarf 

bleibt systematisch ausgeblendet. Eine 

breitere Diskussion branchenbezogener, 

über Umlagen finanzierter und am sekt

oralen Bedarf ausgerichteter Fonds (Ex

pertenkommission 2004; Bosch 2010; 

Bahnmüller/Jentgens 2006) könnte die 

Perspektive erweitern, wie auch Beispiele 

aus den Niederlanden zeigen (Tram

pusch 2011). 

Auf den bisherigen Erfahrungen be

ruhende Weiterentwicklungen der vor

handenen tariflichen Qualifizierungs

bestimmungen sind in mehrerlei Hin

sicht denkbar, z. B.: 

� Eine präzisere Abgrenzung zwischen 

„betrieblicher“ und „persönlicher“ 

Qualifizierung in Analogie zu den 

Regelungen im Qualifizierungstarif

vertrag für die Metall  und Elektro

industrie Baden Württembergs, 

� Die jährliche Beratung über und die 

Festlegung von Maßnahmen für Be

schäftigte im unteren Qualifikations

segment (Ziel: Weiterbildungsteil

nahme entsprechend des Beleg

schaftsanteils), 

� Die Erhöhung des Verpflichtungs

charakters von Qualifizierungsge

sprächen (Mitwirkungsverpflichtung 

der Beschäftigten), 

� Eine Verpflichtung auf ein Qualifi

zierungsangebot, das dem in Qualifi
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zierungsgesprächen ermittelten Be

darf folgt, 

� Die Ausweitung der Individualrechte 

der Beschäftigten in Richtung eines 

Freistellungsanspruch zu Zwecken 

der persönlichen, nicht im unmittel

baren Betriebsinteresse liegenden be

ruflichen Weiterbildung mit Wieder

einstellungsgarantie analog der Rege

lungen für die M+E Industrie, 

� Erweiterte Kollektivrechte der Ar

beitnehmervertretung zur Rahmung 

der Individualrechte der Beschäftig

ten (Ausweitung der Mitbestim

mungstatbestände in Analogie zum 

Abschluss von Qualifizierungsverein

barungen entsprechend § 5 TVöD, 

ggf. durch eine entsprechende Be

triebs /Dienstvereinbarung). 

Die Wirksamkeit von Qualifizierungsab

kommen lässt sich allerdings, wie der 

Sektorenvergleich zeigt, auch durch eine 

bessere Vorbereitung und Umsetzungs

begleitung durch die Gewerkschaften 

steigern. Dringend anzuraten ist im Vor

feld eine gründliche Analyse der bran

chenspezifischen Bedingungen und eine 

Debatte mit den betrieblichen Akteuren 

darüber, wo die Probleme der Weiterbil

dung in der Branche wirklich liegen und 

welchen Beitrag eine Tarifregelung zu 

deren Lösung leisten kann.  

Zum Zweiten sollte sie nicht beiläu

fig und lautlos abgeschlossen werden, 

sondern als Ergebnis einer mobilisieren

den und Identifikation stiftenden Tarif

bewegung. Notwendig ist drittens eine 

aktive Unterstützung der Betriebspartei

en in der Umsetzung solcher qualitativer 

und gestaltungsoffener Regelungen 

durch die Tarifparteien. Für Gewerk

schaften stellt sich gerade im Kontext 

der Dezentralisierung der Tarifpolitik 

und des Bedeutungsaufschwungs tarifli

cher Rahmenregelungen die Frage, wel

che übergeordneten Ziele sie verfolgen 

und wie sie eine ihren Intentionen ent

sprechende Umsetzung der Tarifab

kommen sicherstellen (Haipeter 2009; 

Bahnmüller 2010). Dazu müssen sie Um

setzungskonzepte entwickeln und ent

sprechende Strukturen bereitstellen.  

Dies bedeutet zunächst Mehrauf

wand, eröffnet jedoch auch die Chance, 

sich in Betrieben und Verwaltungen als 

Dienstleister und kompetenter Berater 

profilieren und Handlungsfähigkeit ge

winnen zu können. Die Betriebs  und 

Personalräte sind jedenfalls, so zeigen die 

Erfahrungen, auf externen Support an

gewiesen, da ihre zeitlichen Ressourcen 

und fachlichen Kompetenzen oftmals 

nicht ausreichen, den (oft langwierigen) 

Umsetzungsprozess ausschließlich mit 

eigenen Kapazitäten zu bewältigen. Sie 

brauchen Unterstützung. Auch das kann 

bereits Gegenstand der Verhandlungen 

bzw. des Tarifabschlusses sein, wie die 

Beispiele der „Agentur zur Förderung 

der beruflichen Weiterbildung“ oder die 

„Stiftung Weiterbildung“ in der chemi

schen Industrie zeigen.  

Reinhard Bahnmüller, Markus Hoppe  

Anmerkungen 

1 Ein weiteres Themenfeld war die Reform der 

Entgeltrahmenabkommen, bei denen Vertei-

lungsneutralität zu den Einlassungsbedingun-

gen der Arbeitgeberverbände gehörte – die al-

lerdings dann nicht durchgehalten wurde 

(Bahnmüller/Schmidt 2009; Schmidt et al. 

2011). 

2 Während etwa zwei Drittel aller Betriebe ihre 

Arbeitszeit mit Hilfe von Zeitkontenmodellen 

organisieren, die aus Überstunden der 

Beschäftigten gespeist werden, nutzen lediglich 

2,5 Prozent der Betriebe mit knapp 5 Prozent 

der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 

diese Konten zur beruflichen Weiterbildung 

(Busse/Seifert 2009, S.13). 
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Deutscher Qualifikationsrahmen für lebens-
langes Lernen  
Verabschiedet vom Arbeitskreis Deutscher 
Qualifikationsrahmen am 22. März 2011 

Struktur des DQR 
„Mit dem DQR findet erstmals eine um

fassende, bildungsbereichsübergreifende 

Matrix zur Einordnung von Qualifikati

onen Anwendung, die die Orientierung 

im deutschen Bildungssystem wesentlich 

erleichtert.“ 

Dazu beschreibt der DQR auf acht 

Niveaus fachliche und personale Kom

petenzen, an denen sich die Einordnung 

der Qualifikationen orientiert, die in der 

allgemeinen, der Hochschulbildung und 

der beruflichen Bildung erworben werden. 

Die acht Niveaus des DQR beschrei

ben jeweils die Kompetenzen, die für die 

Erlangung einer Qualifikation erforder

lich sind. Diese bilden jedoch nicht indi

viduelle Lern  und Berufsbiografien ab. 

Der Kompetenzbegriff, der im Zentrum 

des DQR steht, bezeichnet die Fähigkeit 

und Bereitschaft des Einzelnen, Kennt

nisse und Fertigkeiten sowie persönliche, 

soziale und methodische Fähigkeiten zu 

nutzen und sich durchdacht sowie indi

viduell und sozial verantwortlich zu ver

halten. Kompetenz wird in diesem Sinne 

als umfassende Handlungskompetenz 

verstanden. … 

Der DQR unterscheidet zwei Kom

petenzkategorien: „Fachkompetenz“, un

terteilt in „Wissen“ und „Fertigkeiten“, 

und „Personale Kompetenz“, unterteilt 

in „Sozialkompetenz und Selbständig

keit“ („Vier Säulen Struktur“). … 

Für die Beschreibung der acht Ni

veaus des DQR ist eine einheitliche 

Struktur vorgegeben: 

 

Niveauindikator 

Anforderungsstruktur 

Fachkompetenz Personale Kompetenz 

Wissen Fertigkeiten Sozialkompetenz Selbständigkeit 

Tiefe und

Breite 

Instrumentale und 

systemische Fertigkeiten, 

Beurteilungsfähigkeit 

Team /Führungs  

fähigkeit,  

Mitgestaltung und 

Kommunikation 

Eigenständigkeit/

Verantwortung,  

Reflexivität und 

Lernkompetenz 

 

Bei der Anwendung der DQR Matrix ist 

zu beachten, dass auf einem Niveau 

gleichwertige, nicht gleichartige Qualifi

kationen abgebildet werden. Die Formu

lierungen folgen grundsätzlich dem In

klusionsprinzip. Das bedeutet, dass 

Merkmale, die bereits auf einer unteren 

Stufe beschrieben wurden, auf den fol

genden höheren Stufen nicht erneut er

wähnt werden, es sei denn, sie erfahren 

eine Steigerung. Für die Beschreibung 

der Fachkompetenz bedeutet dies jedoch 

nicht, dass in jedem Fall das jeweils hö

here Niveau Wissen und Fertigkeiten der 

vorherigen Stufe beinhaltet. 

Bei der Zuordnung von Qualifikatio

nen zum DQR sollen alle formalen Qua

lifikationen des deutschen Bildungssys

tems der Allgemein , der Hochschul  

und der beruflichen Bildung  jeweils 

einschließlich der Weiterbildung  einbe

zogen werden. Darüber hinaus soll die 

Validierung des nonformalen und des in

formellen Lernens gefördert werden. … 

Die Zuordnung erfolgt mit der Maß

gabe, dass jedes Qualifikationsniveau 
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grundsätzlich auf verschiedenen Bil

dungswegen erreichbar sein kann. Der 

DQR und der Qualifikationsrahmen für 

Deutsche Hochschulabschlüsse (HQR) 

sind kompatibel, darauf wurde besonders 

bei der Verwendung der Begrifflichkei

ten geachtet. Die Niveaus 6, 7 und 8 des 

Deutschen Qualifikationsrahmens ent

sprechen hinsichtlich der beschriebenen 

Anforderungen und Kompetenzen den 

Stufen 1 (Bachelor Ebene), 2 (Master

Ebene) und 3 (Doktoratsebene) des 

Qualifikationsrahmens für Deutsche 

Hochschulabschlüsse. 

„Kulturkampf“ um den Deutschen Qualifikati-
onsrahmen (DQR) 

Zwischen den Vertretern der Kultusmi

nisterkonferenz als Protagonisten schuli

scher und akademischer Bildung einer

seits und den Arbeitgebern und Gewerk

schaften als Beteiligten in der Berufsbil

dung ist ein heftiger Streit entbrannt, der 

Grundfragen der Struktur des Bildungs

wesens erfasst. Dabei geht es zum einen 

um die Verteidigung des Abiturs und 

seine höhere Einordnung in die Niveau

stufen des DQR, zum andern um eine 

Aufwertung des „Dualen Systems“. Die 

Verlautbarung der KMK versucht diese 

Diskrepanz zu verdecken. Der Deut

schen Industrie  und Handelskammertag 

(DIHK), der Zentralverband des Deut

schen Handwerks (ZDH) und die In

dustriegewerkschaft Metall (IGM) legen 

den Finger auf die Bruchstelle: Die Kul

tusminister haben im Oktober 2011 ent

schieden, das Abitur auf Stufe fünf, die 

Lehre dagegen von Ausnahmen abgese

hen nur auf Stufe vier oder drei einzu

ordnen. Die IG Metall spricht von einem 

Kulturkampf. Die Stellungnahmen be

ziehen sich auf den im März 2011 verab

schiedeten DQR. 

pf 

Deutschen Qualifikationsrahmens (DQR)   
Länder bestehen auf Gleichwertigkeit von all-
gemeiner und beruflicher Bildung 

Bei der Gestaltung des geplanten Deut

schen Qualifikationsrahmens (DQR) 

spricht sich die Kultusministerkonferenz 

einstimmig dafür aus, die Zuordnung der 

Allgemeinen Hochschulreife, der Fach

gebundenen Hochschulreife, der Fach

hochschulreife und der Abschlüsse der 

gesamten beruflichen Erstausbildung un

ter der Maßgabe der Gleichwertigkeit 

von allgemeiner und beruflicher Bildung 

vorzunehmen. 

Die Länderminister befürworten, 

sowohl die Allgemeine Hochschulreife 

und die Fachgebundene Hochschulreife 

als auch entsprechende Berufsabschlüsse 

auf Stufe 5 der europäischen Skala von 

Bildungsabschlüssen zu verorten. 

Um diese aus fachlichen Motiven über

einstimmende Position aller Kultusmi

nister den Sozialpartnern, den Wirt

schaftsverbänden und Gewerkschaften 

zu erläutern, wird der Präsident der Kul

tusministerkonferenz, Dr. Bernd Althus

mann, diese schon in die kommende Ple

narsitzung der Minister im Dezember 

einladen. Der KMK ist daran gelegen, 

den Dialog mit den Vertretern der dua

len Berufsbildung fortzuführen und für 

den Bildungsstandort Deutschland im 

Rahmen des Europäischen Qualifikati

onsrahmens den hohen Ansprüchen der 

Ausbildung in unseren Schulen und Un

ternehmen gerecht zu werden. 

Der Präsident erklärte: „Uns geht es 

um angemessene Zuordnungen im Qua

lifikationsrahmen, die die Gleichwertig

keit von allgemeiner und beruflicher Bil

dung umsetzen, die aber zugleich die Be

sonderheiten des deutschen Bildungssys

tems berücksichtigen. Dazu gehören 

selbstverständlich die beruflichen Bil

dungsabschlüsse, die wir ebenso ange

messen bewertet sehen wollen.“ 
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Um die Transparenz von Lernleis

tungen und erworbenen Qualifikationen 

in der EU zu erhöhen, grenzüberschrei

tende Mobilität und lebenslanges Lernen 

zu fördern, wurde auf Empfehlung des 

Europäischen Parlaments 2008 der „Eu

ropäische Qualifikationsrahmen für le

benslanges Lernen“  EQR (European 

Qualifications Framework for Lifelong 

Learning  EQF) vorgelegt, der die Qua

lifikationen der allgemeinen, beruflichen 

und hochschulischen Bildung in einem 

einheitlichen System von acht Niveau

stufen abbildet.  

Daraufhin haben sich die Kultusmi

nisterkonferenz und das Bundesministe

rium für Bildung und Forschung 

(BMBF) darauf verständigt, gemeinsam 

einen „Deutschen Qualifikationsrahmen 

für lebenslanges Lernen“ (DQR) zu ent

wickeln. Im Frühjahr 2011 hat der mit 

der Erarbeitung beauftragte Arbeitskreis 

„Deutscher Qualifikationsrahmen“, in 

dem neben Bund und Ländern weitere 

relevante Akteure aus der Allgemeinbil

dung, der Hochschulbildung und der be

ruflichen Aus  und Weiterbildung, der 

Sozialpartner und anderer Experten aus 

Wissenschaft und Praxis beteiligt sind, 

einen ersten DQR Vorschlag vorgelegt. 

Quelle: Pressemitteilung KMK 21. Ok

tober 2011 

DQR: Kulturkampf geht weiter – Arbeit-
geberverbände, Gewerkschaften und Bundes-
regierung weisen KMK-Beschluss zurück  

Arbeitgeberverbände, Gewerkschaften 

und Bundesregierung haben mehr Aner

kennung für die berufliche Bildung ge

fordert. Dies sind die Reaktionen auf den 

Beschluss der Kultusminister, das Abitur 

höher als die Berufsausbildung zu wer

ten. Die Entscheidung stößt auf einmüti

ge Ablehnung. Gewerkschaften und Ar

beitgeberverbände haben ihre weiteren 

Schritte koordiniert. Überrascht zeigten 

sich auch lang gediente Experten in den 

Ländern. Sie können sich nicht darin er

innern schon einmal zwei so diametral 

sich widersprechende Beschlüsse auf 

Landesebene gehabt zu haben: Während 

die Wirtschaftsminister der Länder 

(Wirtschaftsministerkonferenz) Abitur 

und Berufe als gleichwertige Bildungsab

schlüsse bewerten, sind die Kultusminis

ter (Kultusministerkonferenz) für eine 

klare Über  bzw. Unterordnung.  

Abitur und eine dreijährige Berufs

ausbildung müssten innerhalb des ge

planten Deutschen Qualifikationsrah

mens (DQR) auf eine Stufe gestellt wer

den, sagte Bundesbildungsministerin 

Annette Schavan. Die Kultusminister der 

Länder hätten einstimmig entschieden, 

dass das Abitur in den meisten Fällen 

höherwertig einzuordnen sei als ein 

Lehrabschluss, dies sei jedoch eine fal

sche Entscheidung. „Ich setze mich da

für ein, dass die dreijährige Berufsausbil

dung  etwa zum Mechatroniker, Opti

ker oder zu den Gesundheitsberufen 

auf die gleiche Stufe kommt wie das Abi

tur. Ich hoffe, dass wir auch die Kultus

minister der Länder noch für die 

Gleichwertigkeit von allgemeiner und 

beruflicher Bildung gewinnen werden. 

Ich möchte, dass 2012 diese Kompe

tenzstufen auf jedem Zeugnis stehen ob 

Schule, Uni oder Lehre.“  

Die Entscheidung der Kultusminister 

zeige „einen völlig unrealistischen Blick 

auf den Arbeitsmarkt“, sagte der Präsi

dent des Deutschen Industrie  und Han

delskammertages (DIHK), Hans Hein

rich Driftmann. Damit würde sich in der 

öffentlichen Wahrnehmung ein Abitu

rient, der eine anspruchsvolle duale Be

rufsausbildung, etwa zum Pharmakant 

oder zum mathematisch technischen 

Software Entwickler anstrebe, nicht etwa 

weiterqualifizieren, sondern sogar um ein 

Niveau verschlechtern, monierte Drift
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mann. Mit dieser „Mogelpackung“ wür

de sich Deutschland in der EU isolieren.  

Das deutsche Handwerk hat entsetzt 

auf die Entscheidung der Kultusminis

terkonferenz (KMK) reagiert, das Abitur 

höher einzustufen als die meisten Be

rufsabschlüsse. Das sei ein „Generalan

griff auf die duale Berufsausbildung“, 

kritisierte Holger Schwannecke, General

sekretär des Zentralverbands des Deut

schen Handwerks. Das Handwerk sieht 

in der Entscheidung eine Untergrabung 

der dualen Ausbildung. Wenn der Groß

teil der Ausbildungsberufe unterhalb der 

allgemeinen Hochschulreife eingeordnet 

werde, drohe der dualen Berufsausbil

dung ein „massiver Attraktivitätsverlust“, 

sagte Schwannecke.  

Damit habe sich die KMK zugleich 

„bildungspolitisch isoliert“, betonte 

Schwannecke. Sämtliche andere Akteure, 

die an der Erarbeitung eines „Deutschen 

Qualifikationsrahmens“ beteiligt sind, 

plädierten für eine gleichwertige Einstu

fung der dualen Berufsausbildung mit 

dem Abitur.  

Diese sollten nach Ansicht von Bun

desregierung, Wirtschaft und Gewerk

schaften auf einer achtstufigen Skala auf 

Stufe vier angesiedelt werden. Die Kul

tusminister entschieden allerdings nun, 

das Abitur auf Stufe fünf, die Lehre da

gegen von Ausnahmen abgesehen nur 

auf Stufe vier oder drei einzutragen. 

 

Quelle: IGM www.igmetall wap.de  

 


